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Niederschrift
zur 27. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Gemeinderates

der Ortsgemeinde Dornholzhausen

Anwesend sind:

Unter dem Vorsitz von

Von den Ratsmitgliedern

Von den Beigeordneten

Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgte am 05.12.2023 per Rats-Info und am
07.12.2023 über „Mitteilungsblatt der Verbandsgemeinde BEN“.
Fragen und Einwände zu der eingestellten Niederschrift der Sitzung vom 07.11.2023 gab es
keine.
Es sind mehr als die Hälfte der Ratsmitglieder erschienen, somit ist die Vertretung beschlussfähig.

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

Sitzungstermin: Mittwoch, 13.12.2023

Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr

Sitzungsende: 21:20 Uhr

Ort, Raum: Rathaus, kleiner Saal, Dornholzhausen

veröffentlicht: Mitteilungsblatt „aktuell“ Nr. 49/2023

Frau Ilona Köhler-Heymann

Herr Marko Alberti
Herr Andreas Heymann
Herr Jörg Leicher
Herr Arno Pünger

Frau Simone Köhler
Herr Björn Metz

1. Erstellung einer Kommunalen Wärmeplanung
Vorlage: 8 DS 16/ 0099

2. Beratung und Beschlussfassung über die Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden
Ausbaubeiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen der Ortsgemeinde
Dornholzbausen
Vorlage: 8 DS 16/ 0100

3. Beratung und Beschlussfassung über den Bebauungsplan "Am Biotop"
a) Abwägungen über Stellungnahmen aus der Offenlage
b) Satzungsbeschluss
Vorlage: 8 DS 16/ 0102
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Öffentlicher Teil

4. Beschluss zur Entwurfsplanung für die Verkehrsanlagenplanung des Neubaugebiets "Am
Biotop"
Vorlage: 8 DS 16/ 0105

5. Mitteilungen Ortsbürgermeisterin
5.1. Geschwindigkeitsreduzierung Gemeindestraße "Lange Dell"
5.2. Mühlbachhalle
5.3. Seniorenweihnachtsfeier
5.4. Künftige Reparaturen an gemeindeeigenen Maschinen
5.5. Neujahrsempfang 2024
5.6. Sachstand Feldbergblick
5.7. Pickablue-Schilder Dornholzhausen
5.8. Dorfautomat
5.9. Erdbebenausschläge

6. Anfragen Ratsmitglieder

7. Einwohnerfragestunde

TOP 1 Erstellung einer Kommunalen Wärmeplanung
Vorlage: 8 DS 16/ 0099
Die Vorsitzende erklärt den Sachverhalt.

Mitte August beschloss das Bundeskabinett seinen endgültigen Entwurf für das
Wärmeplanungsgesetz (WPG). Das Gesetz ist noch nicht in Kraft getreten. Das
WPG durchläuft derzeit den üblichen Gesetzgebungsprozess im Bundestag und im
Bundesrat. Das Gesetz wird die Länder verpflichten, den Träger für die Aufgabe
"Kommunale Wärmeplanung" festzulegen. Auch wenn dies nicht zwingend wäre,
wird allgemein davon ausgegangen, dass alle Flächenländer diese Aufgabe auf
eine der kommunalen Ebenen als Pflichtaufgabe der kommunalen
Selbstverwaltung übertragen werden.

Ursprünglich sollte für „Gemeindegebiete“ unter 10.000 Einwohnern keine
Wärmplanung erstellt werden. Das ist vom Tisch, nun soll die Wärmeplanung
flächendeckend erfolgen, also auch für jede Kleinst-Gemeinde. Im Gegenzug
wurde eine Art „Vorprüfung“ eingeführt sowie die Ermächtigung für die Länder, für
die Gebiete unter 10.000 Einwohnern ein vereinfachtes Verfahren und/oder die
gemeinsame Wärmeplanung für mehrere Gemeindegebiete vorzusehen. Auf
dieser Basis wird das Gesamtgebiet in Teilgebiete, die sog. „voraussichtlichen
Wärmeversorgungsgebiete“, eingeteilt.

Die Wärmeplanung besteht im ersten Schritt darin, die Möglichkeiten für die
künftige klimaneutrale Wärmeversorgung herauszuarbeiten und aufzuzeigen.
Dazu wird eine Potenzialanalyse erstellt, die wiederum auf einer Bestandsanalyse
basiert. Die Optionen sind im Wesentlichen die leitungsgebundene
Wärmeversorgung (Nah-/Fernwärmenetze, ggf. Wasserstoffnetze), die dezentrale
Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien sowie die Nutzung von Abwärme.

Bei der Wärmeplanung soll eine sog. Eignungsprüfung erfolgen. Mit dieser
vorgeschalteten Prüfung werden solche Teilgebiete identifiziert, die sich „mit hoher
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Wahrscheinlichkeit“ nicht für ein Wärmenetz oder ein Wasserstoffnetz eignen. Das
gilt insbesondere dort, wo ein Wärmenetz wegen der Siedlungsstruktur und des
Wärmebedarfs unwirtschaftlich wäre. Gerade auf viele kleine Orte in Rheinland-
Pfalz wird das wohl zutreffen.
Diese Vorprüfung soll „schnell und mit geringem Aufwand“ und nur anhand
„kurzfristig vorliegender Daten“ erfolgen; also ausdrücklich keine aufwändigen
Datenerhebungen und -Analysen. Für diese Gebiete ist nur eine verkürzte
Wärmeplanung zu erstellen, heißt konkret: Die umfangreiche Bestandsanalyse
entfällt komplett, die Potenziale beschränken sich auf die dezentrale
Wärmeversorgung, und die Erstellung einer Umsetzungsstrategie kann entfallen.

Das Zielszenario ist der zweite Schritt der Wärmeplanung. Dort ist die langfristige
Gestaltung der Wärmeversorgung zu beschreiben. Hierzu gibt es neue
Anforderungen. Im Zielszenario sind für jedes einzelne Teilgebiet die jeweiligen
Versorgungsoptionen aufzuzeigen. Das erfolgt in vier sog. Eignungsstufen, die von
„sehr wahrscheinlich geeignet“ bis „sehr wahrscheinlich ungeeignet“ reichen – und
zwar jeweils für die Zieljahre 2030, 2035 und 2040. Das Ganze soll dann
kartografisch dargestellt werden.

Nach derzeitigem Kenntnisstand wird die Erstellung einer Kommunalen
Wärmeplanung seitens des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz mit
60 % der förderfähigen Gesamtausgaben gefördert. Bei Antragsstellung bis
31.12.2023 gilt eine erhöhte Förderquote von 90 %.

Die Kosten für die Erstellung einer Kommunalen Wärmeplanung liegen nach
derzeitigem Kenntnisstand grob zwischen vier und sieben Euro pro Einwohner, d.h.
für die Verbandsgemeinde Bad Ems-Nassau ist mit Gesamtkosten zwischen ca.
110.000 € und 200.000 € zu rechnen. Der Eigenanteil bei Berücksichtigung der
erhöhten Förderquote beträgt damit zwischen 11.000 € und 20.000 €.

Auch wenn die Kommunale Wärmeplanung noch keine Pflicht für Kommunen ist,
hat der Verbandsgemeinderat in seiner Sitzung am 13.07.2023 beschlossen, einen
Förderantrag zur Erstellung einer Wärmeplanung einzureichen und somit von der
90 prozentigen Förderquote bei Antragstellung bis Jahresende zu partizipieren.
Ferner bestehen gute Chancen ein geeignetes Büro beauftragen zu können, wenn
frühzeitig mit der Wärmeplanung nach erfolgter Zuschussgewährung begonnen
werden kann.

Da noch keine formelle Aufgabenübertragung stattgefunden hat, wird die
Wärmeplanung mangels spezialgesetzlicher Aufgabenübertragung in den
Allzuständigkeitsbereich der Ortsgemeinden fallen. Somit stellt sich die Frage, auf
welcher Grundlage die Verbandsgemeinde - auch zur Sicherstellung des
beantragten Förderantrages in Höhe von 90 v.H. - tätig wird.

Der Gemeinde- und Städtebund empfiehlt hierzu mit Rundschreiben vom
26.10.2023 als rechtlich sichere und praxisgerechte Lösung die
Aufgabenübertragung nach § 67 Abs. 5 GemO. Danach kann die jeweilige
Ortsgemeinde der Verbandsgemeinde mit deren Zustimmung weitere
Selbstverwaltungsaufgaben zur eigenverantwortlichen Wahrnehmung übertragen.
Diese Aufgabenübertragung sollte jedoch erfolgen, bevor Planungsaufträge
vergeben oder sonstige externe Dienstleistungen durch die Verbandsgemeinde
beauftragt werden. Nach Erteilung des Förderbescheides, womit im Laufe des 1.
Quartal 2024 zu rechnen ist, stehen im Anschluss Planungsleistungen an.
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Erforderlich ist ein entsprechender Übertragungsbeschluss des Gemeinderats
jeder betroffenen Ortsgemeinde sowie ein Beschluss des VG-Rates mit der
Zustimmung.
Rechtsfolge ist, dass die Verbandsgemeinde alleiniger Aufgabenträger wird und
diese Selbstverwaltungsaufgabe in eigener Verantwortung wahrnimmt und die
Finanzierung ggf. verbleibender Eigenanteile aus dem VG-Haushalt erfolgt, mit ggf.
Auswirkungen auf die VG-Umlage.

Beschluss:
Für die Erstellung der kommunalen Wärmeplanung wird diese
Selbstverwaltungsaufgabe auf die Verbandsgemeinde Bad Ems – Nassau
nach § 67 Abs. 5 GemO übertragen.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 7
Nein: 0
Enthaltung: 0

TOP 2 Beratung und Beschlussfassung über die Satzung zur Erhebung von
wiederkehrenden Ausbaubeiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen
der Ortsgemeinde Dornholzhausen
Vorlage: 8 DS 16/ 0100
Die Vorsitzende erklärt den Sachverhalt:

In der Vergangenheit hatten die rheinland-pfälzischen Gemeinden bei der
Erhebung von Ausbaubeiträgen für den Ausbau öffentlicher Straßen, Wege und
Plätze nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes (KAG) eine
Wahlmöglichkeit, ob sie sog. Einmalbeiträge nach den tatsächlichen
Investitionsaufwendungen oder aber sog. wiederkehrende Ausbaubeiträge (wkB)
erheben. Bei den Einmalbeiträgen erfolgt eine Abrechnung der jeweils im Einzelfall
ausgebauten (einzelnen) Verkehrsanlage und der umlagefähige Aufwand wird auf
die von der konkreten Straße erschlossenen Grundstücke verteilt; beim wkB
hingegen gehören die Straßen zu einer Abrechnungseinheit (einheitliche
öffentliche Einrichtung) und bilden damit ein Straßensystem/Straßennetz, wobei
die jährlich entstandenen umlagefähigen Aufwendungen für Ausbaumaßnahmen
innerhalb der Abrechnungseinheit auf alle erschlossenen Grundstücke innerhalb
der Abrechnungseinheit zu verteilen sind. Beim wkB zahlen also letztlich alle
Anlieger innerhalb der Abrechnungseinheit, so dass die Beitragsbelastung auf
einen größeren Kreis von Beitragspflichtigen verteilt wird. Die Ortsgemeinde hat bis
zum gegenwärtigen Zeitpunkt einmalige Ausbaubeiträge erhoben.

Diese bisherige Wahlmöglichkeit hat der rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber
durch das Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und des
Landesfinanzausgleichsgesetzes (KAG) vom 05.05.2020 aufgehoben; ab dem
01.01.2024 ist nur noch die Erhebung wiederkehrender Ausbaubeiträge möglich.
Nach einer gesetzlichen Übergangsregelung ist es jedoch zulässig, auch über
diesen Zeitraum hinaus noch Einmalbeiträge zu erheben, wenn mit einer
Ausbaumaßnahme bis zum 31.12.2023 begonnen worden ist; in diesem Fall bleibt
die bisher geltende Satzung über die Erhebung von Einmalbeiträgen in Kraft.
Gleiches gilt für die Fälle, in denen eine zuvor begonnene Ausbaumaßnahme aus
rechtlichen Gründen noch nicht abrechenbar ist, weil noch kein endgültiger
Beitragsanspruch entstanden ist (z.B. wegen noch ausstehender



5

Unternehmerrechnungen). Der Gesetzgeber hat diese Übergangsregelung wegen
der von den Gemeinden zu leistenden sehr umfangreichen und zeitintensiven
Vorbereitungsarbeiten im Rahmen der Umstellung des Beitragssystems
geschaffen. In der Ortsgemeinde Dornholzhausen ist kein derzeitiger Fall bekannt.

Für den Bereich der OrtsgemeindeWinden wurde vor gut zehn Jahren (als noch ein
Wahlrecht zwischen der Erhebung einmaliger und wiederkehrender Beiträge
bestand) eine Umstellung auf den wiederkehrenden Ausbaubeitrag vorgenommen.
Diese Form der Beitragserhebung hat sich zwischenzeitlich etabliert.

Aus diesem Grunde soll nunmehr die Umstellung auf den wkB und die Schaffung
der rechtlichen Voraussetzungen für die Einführung des neuen Beitragssystems
erfolgen. Notwendig hierfür ist der Erlass einer neuen Satzung über die Einführung
wiederkehrender Ausbaubeiträge. Die bisher geltende Satzung über die Erhebung
von Einmalbeiträgen wird zum gleichen Zeitpunkt aufgehoben. Soweit nach der
bisher geltenden Satzung noch Beitragsansprüche entstanden sein sollten, die
aber noch nicht durch den Erlass von Beitragsbescheiden realisiert/abgerechnet
werden konnten, gilt die bisherige Satzung weiter (siehe die Übergangsregelung in
§ 13 der Satzung).

Hinsichtlich der Begründung für die Ausgestaltung der einheitlichen öffentlichen
Einrichtung (Abrechnungseinheit) wird auf die der Satzung beigefügte Anlage
verwiesen. Eine solche Begründung ist Pflicht (§ 10 a Abs. 1 Satz 8 KAG).

Nach dem auch von den kommunalen Spitzenverbänden empfohlenen Modell der
Beitragserhebung (sog. A-Modell) erfolgt jeweils eine Spitzabrechnung der in
einem Beitragsjahr für Ausbaumaßnahmen innerhalb der Abrechnungseinheit
tatsächlich entstandenen kassenwirksamen Aufwendungen. Der wkB wird also nur
für Jahre erhoben, in denen die Ortsgemeinde tatsächlich Auszahlungen für
Straßenausbaumaßnahmen geleistet hat. Dies kann dazu führen, dass es Jahre
gibt, in denen keine Aufwendungen für Straßenausbaumaßnahmen entstanden
sind und es in der Folge für dieses konkrete Jahr auch keine Erhebung von wkB
anfällt.

Der Ausbaubeitragsanspruch entsteht immer zum 31.12. eines jeden Jahres (§ 10
a Abs. 5 Satz 1 KAG).

Auch bei der Erhebung von wkB bleibt ein dem Vorteil der Allgemeinheit
entsprechender Anteil (Gemeindeanteil) außer Ansatz und ist daher von der
Ortsgemeinde zu tragen. Dieser Gemeindeanteil ist in der Satzung festzulegen
(nicht mehr wie bisher durch einen Ratsbeschluss im Einzelfall) und beträgt
mindestens 20 % (§ 10 a Abs. 3 KAG). Die Höhe des Gemeindeanteils bezieht sich
auf die jeweilige Abrechnungseinheit insgesamt (Verhältnis zwischen Anlieger- und
Durchgangsverkehr innerhalb der jeweiligen Abrechnungseinheit).

Zur Vermeidung von Doppelbelastungen der Beitragsschuldner enthält die Satzung
entsprechend § 10 a Abs. 6 KAG Überleitungsregelungen (sog.
Verschonungsregelung). Dies betrifft die Fälle, in denen für Grundstücke in der
Vergangenheit z.B. Erschließungs- oder Ausbaubeiträge gezahlt wurden. Zu
Einzelheiten wird auf die entsprechende Satzungsregelung (§ 13) verwiesen.

Die als Entwurf beigefügte Satzung orientiert sich am aktuellen Satzungsmuster
des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz.
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Abweichungen wurden lediglich im Rahmen der Verschonungsregelung in § 13 der
Satzung vorgenommen, die auf Entscheidungen des OVG Rheinland-Pfalz vom
03.09.2018 (6 A 11966/17.OVG) und 21.05.2021 (6 C 11429/20.OVG)
zurückgehen; in diesen Entscheidungen wurde eine Staffelung der Zeitdauer der
Verschonung einzelner Grundstücke, für die in der Vergangenheit die dort
genannten Einmalbeiträge (Erschließungsbeiträge, Ausbaubeiträge nach dem
KAG usw.) geleistet wurden/zu leisten sind, in der im Satzungsentwurf
vorgeschlagenen Form als zulässig angesehen. Eine solche Regelung ermöglicht
auch eine praktikable Handhabung in der praktischen Umsetzung.

Soweit sich aufgrund der künftigen weiteren Entwicklungen, insbesondere in der
Rechtsprechung, die Notwendigkeit zur Anpassung einzelner
Satzungsregelungen ergeben sollte, wird dies entsprechend umgesetzt.

Beschluss:
Die als Anlage zu dieser Beschlussvorlage beigefügte Satzung zur Erhebung
von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen
der Ortsgemeinde Dornholzhausen wird beschlossen (Anlage 1).

Abstimmungsergebnis:

Ja: 7
Nein: 0
Enthaltung: 0

TOP 3 Beratung und Beschlussfassung über den Bebauungsplan "Am Biotop"
a) Abwägungen über Stellungnahmen aus der Offenlage
b) Satzungsbeschluss
Vorlage: 8 DS 16/ 0102
Die Vorsitzende erklärt den Sachverhalt:

Die Offenlage des Bebauungsplanentwurfs hat in der Zeit vom 06.02. bis
08.03.2023 stattgefunden. Während dieser Zeit hatten die Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belang, wie auch die Öffentlichkeit, Stellungnahmen zur
Planung abzugeben. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden dem
Planungsbüro zur Würdigung zugeleitet. Diese Würdigung mit
Beschlussempfehlungen liegt aktuell vor.

Größeren Raum nahm die Thematik „Oberflächenwasserbewirtschaftung“ ein.
Dieses Thema wurde gemeinsam mit der Gemeinde, den
Verbandsgemeindewerken und mit der SGD Nord, Regionalstelle Montabaur
erörtert und gelöst.

Unter dem 26.10.2023 teil die Fachbehörde mit:
„Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann der geplanten
Niederschlagswasserbewirtschaftung, mit Rückhaltebecken und gedrosselter
Einleitung in den Desselbach, grundsätzlich zugestimmt werden.
Der Einleitbereich in das Gewässer sollte so gestaltet werden, dass die
Geschwindigkeit des austretenden Wassers reduziert wird, um Erosionen im
Gewässerbereich zu vermeiden.
Damit liegen alle Voraussetzungen vor, den beigefügten Beschlussempfehlungen
und den gefundenen Lösungen im Rahmen der Abwägung zuzustimmen
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Beschluss:
Zu a) Die Beschlussempfehlungen werden wie vorgeschlagen
angenommen.
zu b) Der Ortsgemeinderat Dornholzhausen beschließt den
Bebauungsplan "Am Biotop“ gemäß § 2 Abs. 1 und Abs. 4 sowie § 10
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. August 1997 (BGBl. I, S. 2141), berichtigt am 16. 1. 1998 (BGBl.
I S. 137) in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der
zurzeit geltenden Fassung als Satzung.
Der Geltungsbereich ergibt sich aus der beigefügten Skizze (Anlage 2).

Abstimmungsergebnis:

Ja: 7
Nein: 0
Enthaltung: 0

TOP 4 Beschluss zur Entwurfsplanung für die Verkehrsanlagenplanung des
Neubaugebiets "Am Biotop"
Vorlage: 8 DS 16/ 0105
Die Vorsitzende erklärt den Sachverhalt:

Der Bebauungsplan „Am Biotop“ sieht rund 9 Baugrundstücke vor. In dem
Planungsgebiet soll eine Baustraße mit Anschluss an die Straßen „Talstraße“ und
„Sonnenweg“ entstehen.

Die Ortsgemeinde hat im April den Auftrag für die Planungsleistungen für die
Baustraße des Neubaugebietes an das Ingenieurbüro GBI vergeben. Dieses hat für
die Ortsgemeinderatssitzung am 01.08.2023 die Vorplanung vorgestellt. In der
Sitzung wurden die verschiedenen Varianten diskutiert. Die Vorplanung wurde mit
Änderungs- und Ergänzungswünschen beschlossen.

Mit E-Mail vom 21.11.2023 hat das Ingenieurbüro nunmehr den Vorabzug für die
Entwurfsplanung vorgelegt. Eine wesentliche Änderung gegenüber der Vorplanung
ist, dass der Fahrbahnaufbau mit einer Drainasphaltschicht versehen wurde, um
der Feuchtigkeit vorzubeugen und einen besseren Untergrund für eine in sich
greifende Pflasterfläche herzustellen. Diesen Ausführungsvorschlag kann im
Rahmen der Ausführungsplanung noch geändert werden.

Nach dem derzeitigen Stand der Entwurfsplanung werden die Kosten auf rd.
238.000,- € brutto geschätzt. Vor dem Hintergrund, dass die Ergebnisse der
geotechnischen Untersuchungen noch nicht vorliegen, ist die Kostenberechnung
mit entsprechenden Unsicherheiten belegt. Sollten die Ergebnisse eine Änderung
der Planung erfordern oder sich negativ auf die Kosten auswirken, so ist die
Entwurfsplanung entsprechend zu überarbeiten.

Beschlussvorschlag:
Der Ortsgemeinderat beschließt die vom Ingenieurbüro GBI übermittelte
Entwurfsplanung in der vorgelegten Form. Sollten die Ergebnisse der
geotechnischen Untersuchungen eine Änderung der Planung erfordern oder sich
negativ auf die Kosten auswirken, so ist die Entwurfsplanung entsprechend zu
überarbeiten und dem Ortsgemeinderat erneut zur Entscheidung vorzulegen.
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Beschluss:
Der TOP wird vertagt, es sind noch Fragen offen. Die Vorsitzende fragt nach
Mehrkosten und Sinnhaftigkeit der Änderung beim Planungsbüro nach.

Abstimmungsergebnis:

Ja: 7
Nein: 0
Enthaltung: 0

TOP 5 Mitteilungen Ortsbürgermeisterin
TOP 5.1 Geschwindigkeitsreduzierung Gemeindestraße "Lange Dell"

TOP 4.2 aus der Ratssitzung vom 23.5.2023, Info zu Gemeindestraße „Lange Dell“:
Die Vorsitzende hat sich bei der Verwaltung nach Möglichkeiten zur Reduzierung
der Geschwindigkeit erkundigt. Die vorgeschlagenen Möglichkeiten werden per
Mail an die Gemeinderatsmitglieder verschickt und bei einer nächsten Ratssitzung
weiter diskutiert.

TOP 5.2 Mühlbachhalle
Infos zur Mühlbachhalle: Die Vorsitzende fragt bei der Verwaltung nach, ob ein
gemeinsamer Vor-Ort-Termin mit der Kreisverwaltung und einem Verantwortlichen
der Verbandsgemeinde möglich ist.
Am Samstag, 16.12.23 werden die Rauchmelder und der fehlende Feuerlöscher
montiert.

TOP 5.3 Seniorenweihnachtsfeier
Die Vorsitzende gibt letzte Infos zur Seniorenweihnachtsfeier.

TOP 5.4 Künftige Reparaturen an gemeindeeigenen Maschinen
Herr Neis kann sich ab dem kommenden Jahr nicht mehr um die Reparaturen der
gemeindeeigenen Maschinen kümmern, die Gemeinde sucht hier einen
Nachfolger.

TOP 5.5 Neujahrsempfang 2024
Die Vorsitzende gibt Infos zur geplanten Neujahrsempfang am 14.1.24. Hierzu soll
Verbandsbürgermeister Bruchhäuser eingeladen werden.

TOP 5.6 Sachstand Feldbergblick
Die Vorsitzende gibt Infos zum aktuellen Stand der Arbeiten am Feldbergblick, die
Bäume und die Hecke wurden gesetzt, das Mobiliar ist über Winter eingelagert und
muss noch mit einem Schutzanstrich behandelt werden.

TOP 5.7 Pickablue-Schilder Dornholzhausen
Die Vorsitzende informiert über die Vorstellung und die Übernahme der Pickablue-
Schilder am 12.12. im Kino Nastätten. Über den Pickablue-Code auf den beiden
Schildern können drei Geschichten über Dornholzhausen abgerufen werden: 1.
Kirche + Luther Skulptur; 2. Limesspiele; 3. Hollesser Pfarrermord. (https://vielfalt-
rll.pickablue.de ).

https://vielfalt-rll.pickablue.de
https://vielfalt-rll.pickablue.de
https://vielfalt-rll.pickablue.de
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__________________________ ____________________________
Ilona Köhler-Heymann Andreas Heymann
Vorsitzender Schriftführer

TOP 5.8 Dorfautomat
Die Vorsitzende informiert über den Dorfautomat, hier wird ab kommender Woche
ein neues Sortiment eingestellt.

TOP 5.9 Erdbebenausschläge
Die Vorsitzende informiert über den Abbau des Seismographen und über zwei
Erdbebenausschläge, die aufgezeichnet wurden.

TOP 6 Anfragen Ratsmitglieder
Kein Bedarf

TOP 7 Einwohnerfragestunde
Kein Bedarf


